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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1947 Ausgegeben am 6. Mai 1947 20. Stück

76. Bundesgesetz: Kollektivvertragsgesetz,
7 7 . Bundesgesetz: Landwirtschaftliches Aufbringungsgesetz.
7 8 . Verordnung: Anpassung von Bestimmungen des Verbotsgesetzes 1947 über den öffentlichen Dienst an

das Gehaltsüberleitungsgesetz.

7 6 . Bundesgesetz vom 26. Februar 1947
über die Regelung von Arbeits- und Lohn-
bedingungen durch Kollektivverträge und
Arbeitsordnungen (Kollektivvertragsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I.

G e l t u n g s b e r e i c h .
§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes gelten, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, für Dienst- und Lehrver-
hältnisse aller Art, die auf einem privatrecht-
lichen Vertrag beruhen.

(2) Für Dienstverhältnisse der im Abs. (1) be-
zeichneten Art zum Bund, zu den Ländern
(Stadt Wien), zu Bezirken und Gemeinden und
zu den von Gebietskörperschaften verwalteten
Betrieben, Unternehmungen, Anstalten, Stiftun-
gen und Fonds gelten die Bestimmungen des
Artikels II- und die damit im Zusammenhang
stehenden Bestimmungen der Artikel IV bis VI
nur dann, wenn nicht für sie auf Grund eines
Gesetzes Vorschriften Anwendung finden, die
den wesentlichen Inhalt des Dienstvertrages
zwingend festlegen.

(3) Dienstverhältnisse in der Heimarbeit sind
von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
ausgenommen, wenn für den betreffenden Zweig
der Heimarbeit besondere gesetzliche Einrichtun-
gen zur Regelung der Arbeits- und Lohnbedin-
gungen bestehen.

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten nicht für Dienstverhältnisse von Arbeitern
in der Land- und Forstwirtschaft.

Artikel II.
Abschnitt 1.

Kollektivverträge.
§ 2. (1) Kollektivverträge im Sinne dieses Bun-

desgesetzes sind Vereinbarungen, die zwischen
kollektivvertragsfähigen Körperschaften der
Dienstgeber einerseits, u n d der Dienstnehmer
andererseits (§§ 3 und 5) schriftlich abgeschlossen
werden u n d die die gegenseitigen aus dem
Dienstverhältnis entspringenden Rechte u n d
Pflichten oder Rechtsbeziehungen zwischen den
Kollektivvertragsparteien regeln.

(2) Vereinbarungen, die zwischen einzelnen
Dienstgebern und gesetzlichen Betriebsvertretun-
gen in Angelegenheiten abgeschlossen werden,
deren Regelung in dem Kollektivvertrag der
Betriebsvereinbarung vorbehalten ist, gelten als
Teil des Kollektivvertrages.

(3) Die Bestimmungen in Kollektivverträgen
können, soweit sie die Rechtsverhältnisse
zwischen Dienstgebern und Dienstnehmern
regeln, durch Arbeitsordnung oder Dienstvertrag
weder aufgehoben noch beschränkt werden.
Sondervereinbarungen sind, sofern sie der Kol-
lektivvertrag nicht ausschließt, nur gültig, soweit
sie für den Dienstnehmer günstiger sind oder
Angelegenheiten betreffen, die im Kollektivver-
trag nicht geregelt sind.

K o l l e k t i v v e r t r a g s f ä h i g k e i t .

§ 3 . (1) Kollektivvertragsfähig sind:
1. die zuständigen gesetzlichen Interessenver-

tretungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
ebenso

2. die auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhen-
den Berufsvereinigungen der Dienstgeber und
der Dienstnehmer,

a) d ie sich nach ihren Statuten zur Aufgabe
stellen, die Arbeitsbedingungen innerhalb
ihres Geltungsbereiches zu regeln,

b) deren Wirkungskreis sich über einen
größeren fachlichen u n d räumlichen Bereich
erstreckt,

c) denen vermöge der Zahl ihrer Mitglieder
und des Umfanges ihrer Tätigkeit wir t -
schaftlich eine maßgebliche Bedeutung zu-
k o m m t und

d) die von einander unabhängig sind.
(2) Die Kollektivvertragsfähigkeit nach Abs. (1),

Ziffer 2, wird nach Anhörung de r in Be-
tracht kommenden gesetzlichen Interessenvertre-
tungen durch das Obereinigungsamt (§ 34) fest-
gestellt. Die Entscheidung des Obereinigungs-
amtes ist im „Amtsblat t zur Wiener Zei tung"
u n d in allen amtlichen Landeszeitungen zu ver-
lautbaren u n d dem Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung sowie allen Einigungsämtern
(§ 28) zur Kenntnis zu bringen. Die Kosten der
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Verlautbarung hat die Berufsvereinigung, der
die Kollektivvertragsfähigkeit zuerkannt wurde,
zu tragen und im voraus zu erlegen.

(3) Die Kollektivvertragsfähigkeit ist durch
das Obereinigungsamt von Amts wegen oder
auf Antrag einer kollektivvertragsfähigen Be-
rufsvereinigung abzuerkennen, wenn festgestellt
wird, daß die Voraussetzungen des Abs. (1), Zif-
fer 2, nicht mehr gegeben sind; die Bestimmungen
des Albs. (2) gelten sinngemäß.

§ 4. Wird einer auf freiwilliger Mitgliedschaft
beruhenden Berufsvereinigung die Kollektiv-
vertragsfähigkeit zuerkannt (§ 3) und schließt
diese einen Kollektivvertrag ab, so verliert die
in Betracht kommende gesetzliche Interessen-
vertretung hinsichtlich der Mitglieder der Berufs-
vereinigung die Kollektivvertragsfähigkeit für
die Dauer der Geltung des von der Berufsverei-
nigung abgeschlossenen Kollektivvertrages.

§ 5. Für Dienstverhältnisse zu öffentlich-recht-
lichen Körperschaften oder zu von diesen ge-
führten Betrieben, Unternehmungen, Anstalten,
Stiftungen oder Fonds, die den Vorschriften des
Artikels II unterliegen, sind, soweit diese Kör-
perschaften, Betriebe, Unternehmungen, Anstal-
ten, Stiftungen oder Fonds keiner kollektivver-
tragsfähigen Berufsvereinigung oder gesetzlichen
Interessenvertretung (§ 3) angehören, die öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften selbst kollektiv-
vertragsfähig.

K o l l e k t i v v e r t r a g s a n g e h ö r i g k e i t .
5 6. Kollektivvertragsangehörig sind, sofern

der Kollektivvertrag nicht etwas anderes be-
stimmt, innerhalb seines räumlichen, fachlichen
und persönlichen Geltungsbereiches

1. die Dienstgeber und Dienstnehmer, die zur
Zeit des Abschlusses des Kollektivvertrages Mit-
glieder der am Kollektivvertrag beteiligten
Körperschalten waren oder später werden,

2. die Dienstgeber, auf die der Betrieb eines
der in Z. 1 bezeichneten Dienstgeber übergeht.
H i n t e r l e g u n g u n d K u n d m a c h u n g

der K o l l e k t i v v e r t r ä g e .
§ 7. (1) Jeder Kollektivvertrag ist innerhalb

von 14 Tagen nach seinem Abschluß von den
daran beteiligten Berufsvereinigungen der Dienst-
nehmer, im Falle des § 2, Abs. (2), durch die
gesetzliche Betriebsvertretung in drei gleich-
lautenden Ausfertigungen, die von den vertrag-
schließenden Parteien ordnungsgemäß gezeichnet
sein müssen, beim zustandigen Einigungsamt
(§ 28) zu hinterlegen. Erstreckt sich der örtliche
Geltungsbereich auf die Sprengel mehrerer Eini-
gungsämter, so «st der Kollektivvertrag bei
jedem dieser Einigungsämter zu hinterlegen.

(2) Auch die im § 3 bezeichneten Be-
rufsvereinigungen und gesetzlichen Interessen-
vertretungen der Dienstgeber sowie die öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften (§ 5) sind berech-

tigt, die v o n ihnen abgeschlossenen Kollektiv-
verträge beim zuständigen Einigungsamt
[Abs. (1)] zu hinterlegen.

(3) Das Einigungsamt hat eine Ausfertigung
des bei ihm hinterlegten Kollektivvertrages dem
Hinterleger mit der Bestätigung der durch-
gefuhrten Hinterlegung zurückzustellen, eine
Ausfertigung unter Bekanntgabe des Datums der
Kundmachung [Abs. (4)] dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung, bei Kollektivverträgen
für Dienstnehmer in der Land- und Forstwirt-
schaft jedoch dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft vorzulegen und eine Aus-
fertigung einem Kataster der Kollektivverträge
einzuverleiben. Im Falle des Abs. (1), letzter
Satz, ist die Ausfertigung des Kollektivvertrages
den bezeichneten Bundesministerien nur von
dem nach dem Sitz des Hinterlegers zuständigen
Einigungsamt zu übermitteln.

(4) Das Einigungsamt hat auf Kosten der ver-
tragschließenden Parteien den Abschluß jedes bei
ihm hinterlegten Kollektivvertrages binnen einer
Woche nach der Hinterlegung durch Einschaltung
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen und in der Amtlichen Landeszeitung zu
verlautbaren; die Verlautbarung in der Amt-
lichen Landeszeitung hat den Tag der Kund-
machung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu
enthalten. Im Falle des Abs. (1), letzter Satz, ist
die Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" nur durch das nach dem Sitz des
Hinterlegers zuständige Einigungsamt zu ver-
anlassen, das den übrigen in Betracht kommen-
den Einigungsämtern den Tag der Kundmachung
mitzuteilen hat.

(5) Die Kosten der Verlautbarung und von
den Kollektivvertragsparteien zu gleichen Teilen
zu tragen und im voraus zu erlegen.

<6) Durch Verordnung wird bestimmt, welchen
Stellen der Hinterleger Ausfertigungen des Kol-
lektivvertrages z u übermitteln und das Erlöschen
des Kollektivvertrages [§ 12, Abs. (5)] mitzu-
teilen hat.

A n s c h l a g des K o l l e k t i v v e r t r a g e s
im B e t r i e b e .

§ 8. Jeder kollektivertragsangehörige Dienst-
geber hat den Kollektivvertrag binnen drei
Tagen nach dem Tage der Kundmachung [§ 7,
Abs. (4)] im Betrieb in einem für alle Dienst-
nehmer zugänglichen Raume aufzulegen und
darauf in einer Betriebskundmachung hinzu-
weisen.

R e c h t s w i r k u n g e n d e s K o l l e k t i v -
v e r t r a g e s .

§ 9. (1) Die Bestimmungen des Kollektivver-
trages gelten, soweit sie die Rechtsverhältnisse
zwischen Dienstgebern und Dienstnehmern
regeln, als Bestandteil der Dienstverträge, die
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zwischen den kollektivvertragsangehörigen
Dienstgebern und Dienstnehmern abgeschlossen
werden.

(2) Enthält der Kollektivvertrag keine Vor-
schrift über seinen Wirksamkeitsbeginn, so be-
ginnt seine Wirkung [Abs. (1)] mit dem auf die
Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" nachfolgenden Tage.

§ 10. (1) Die Rechtswirkungen des Kollektiv-
vertrages (§ 9) treten auch für nichtkollektiv-
vertragsangehörige Dienstnehmer eines kollek-
tivvertragsangehörigen Dienstgebers ein.

(2) Die gemäß Abs. (1) eingetretenen Rechts-
wirkungen werden durch einen späteren Kollek-
tivvertrag für dessen Geltungsbereich aufge-
hoben.

§ 11. Die Bestimmungen der §§ 7 bis 10 gel-
ten sinngemäß für die Verlängerung und Ab-
änderung von Kollektivverträgen.

G e l t u n g s d a u e r des K o l l e k t i v -
v e r t r a g e s .

§ 12. (1) Enthält der Kollektivvertrag keine
Vorschrift über seine Geltungsdauer, so kann er
nach Ablauf eines Jahres jederzeit auf drei
Monate zum Letzten eines Kalendermonates ge-
kündigt werden; die Kündigung muß zu ihrer
Rechtswirksamkeit gegenüber der anderen ver-
tragschließenden Partei mittels eingeschriebenen
Briefes ausgesprochen werden.

(2) Bei rechtswirksam erfolgter Kündigung
hat d ie Partei , d ie die Kündigung ausgesprochen
hat, den Einigungsämtern, bei denen der
Kollekt ivvertrag hinter legt wurde , binnen drei
Tagen nach Ablauf der Kündigungsfrist das
Erlöschen des Kollektivvertrages anzuzeigen.
Auch die andere Kollektivvertragspartei ist be-
rechtigt, diese Anzeige zu erstat ten.

(3) Wi rd einer Berufsvereinigung gemäß § 3,
Abs. (3), die Kollektivvertragsfähigkeit a b -
erkannt , so erlöschen die von dieser Berufsvereini-
gung abgeschlossenen Kollektivverträge mit dem
Tage, an d e m die gemäß § 3, Abs. (3), ergan-
gene Entscheidung des Obereinigungsamtes im
„Amtsbla t t zu r Wiener Ze i tung" ver lautbar t
wird. Im Falle des § 4 erlischt ein von der gesetz-
lichen Interessenvertretung abgeschlossener Kol-
lektivvertrag für die Mitglieder d e r Berufsver-
einigung mit d e m Tage, an dem ein von der
Berufsvereinigung abgeschlossener Kollektivver-
trag in Wirksamkeit tritt .

(4) Das Einigungsamt, das den Abschluß des
Kollektivvertrages kundgemacht hat, hat auf
Kosten der Kollektivvertragsparteien das Er-
löschen des Kollektivvertrag« binnen einer
Woche nach Einlangen der Anzeige [Abs. (2)],
beziehungsweise nach dem im Abs. (3) bezeich-
neten Tage im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
kundzumachen und in der amtlichen Landes-

zeitung zu verlautbaren. Die Bestimmungen des
§ 7, Abs. (4) und (5), gelten sinngemäß.

(5) Das Erlöschen des Kollektivvertrages
[Abs. (2) und (3)] hat das Einigungsamt im
Kataster der Kollektivverträge vorzumerken.
Dem Bundesministerium, dem gemäß § 7,
Abs. (3), eine Ausfertigung des Kollektivver-
trages vorgelegt worden ist, ist das Erlöschen
des Kollektivvertrages unter Angabe des Datums
der Kundmachung im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" mitzuteilen.

§ 13. Die Rechtswirkungen des Kollektivver-
trages bleiben nach seinem Erlöschen für Dienst-
verhältnisse, die unmittelbar vor seinem Er-
löschen durch ihn erfaßt waren, so lange auf-
recht, als für diese Dienstverhältnisse nicht ein
neuer Kollektivvertrag wirksam oder mit den
betroffenen Dienstnehmern nicht ein neuer
Dienstvertrag abgeschlossen wird.

Abschnitt 2.

S a t z u n g e n .
§ 14. (1) Auf Antrag der im Abs. (2) bezeich-

neten Stellen kann durch Beschluß des Einigungs-
amtes ausgesprochen werden, daß ein gehörig
kundgemachter, gültiger Kollektivvertrag [§ 7,
Abs. (4)], der eine überwiegende Bedeutung er-
langt hat, in allen oder in einzelnen seiner Be-
stimmungen, die die Rechtsverhältnisse zwischen
den Dienstgebern und Dienstnehmern regeln,
auch außerhalb seines Geltungsbereiches für
solche Dienstverhältnisse maßgebend zu sein
hat, die mit den durch den Kollektivvertrag er-
faßten im wesentlichen gleichartig und nicht
schon durch einen Kollektivvertrag erfaßt sind.
Die in den Beschluß aufgenommenen Bestim-
mungen des Kollektivvertrages werden als
Satzung bezeichnet.

(2) Das Verfahren über die Festsetzung,
Abänderung ode r Aufhebung einer Satzung ist
einzuleiten, wenn ein An t r ag von einer kollek-
tivvertragsfähigen Körperschaft (§§ 3 und 5) ge-
stellt wird.

(3) In d e m Beschluß sind der Inhal t , der Gel-
tungsumfang, der Beginn der Wirksamkei t und
die Geltungsdauer de r Satzung festzusetzen.

(4) Die Einigungsämter können Satzungen n u r
für den Bereich ihres Sprengeis beschließen.

(5) Der Beschluß des Einigungsamtes ist durch
Anschlag an de r Amtstafel des Einigungsamtes
öffentlich kundzumachen ; in der Kundmachung
ist zu verlautbaren, d a ß ein Einspruch im Sinne
des § 15 innerhalb 30 Tagen, gerechnet v o m
ersten Tage des Anschlages, be im Einigungsamte
erhoben werden kann. De r Beschluß hat durch
30 Tage an der Amtstafel i m Anschlag z u ver-
bleiben. Der Tag des Anschlages und der A b -
nahme ist am Beschluß zu vermerken.

(6) W i r d kein Einspruch erhoben, so ist nach
Ablauf der Einspruchsfrist durch Anschlag an der
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Amtstafel öffentlich kundzumachen, daß der
Beschluß auf Festsetzung der Satzung in Rechts-
kraft erwachsen ist. In der Kundmachung ist
der Wirksamkeitsbeginn der Satzung zu ver-
lautbaren.

(7) Die Satzung ist einem Kataster einzuver-
leiben; eine Abschrift der Satzung ist dem Ober-
einigungsamt (§ 34) vorzulegen.

(8) Die Vorschriften der Abs. (1) bis (7) fin-
den auch auf das Verfahren wegen Änderung
oder Aufhebung einer Satzung Anwendung.

§ 1 5 . (1) Gegen den Beschluß des Einigungs-
amtes auf Festsetzung, Abänderung oder Auf-
hebung einer Satzung kann binnen 30 Tagen,
gerechnet vom ersten Tage des Anschlages an
der Amtstafel [§ 14, Abs. (5)], von Jeder Partei,
die ihre Interessen durch den Beschluß verletzt
erachtet, Einspruch erhoben werden. Der Ein-
spruch kann sich auch gegen einzelne Bestim-
mungen des Beschlusses richten. Wi rd einem
Antrag auf Festsetzung, Abänderung oder Auf-
hebung einer Satzung nicht Folge gegeben, so
steht dem Antragsteller das Recht des Ein-
spruches binnen zwei Wochen nach Zustellung
des Beschlusses des Einigungsamtes zu.

(2) Ober den Einspruch [Abs. (1)], der beim
Einigungsamte einzubringen ist, das den an-
gefochtenen Beschluß gefaßt hat, entscheidet
endgültig das Obereinigungsamt (§ 34). Das
Obereinigungsamt kann den Beschluß bestätigen,
aufheben, ganz oder teilweise abändern oder die
Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung an
das Einigungsamt zurückverweisen.

(3) Der Beschluß des Obereinigungsamtes ist
in seinem wesentlichen Inhalt vom Einigungs-
amt durch Anschlag an der Amtstafel öffentlich
kundzumachen. Lautet er auf Festsetzung einer
Satzung, so ist diese vollinhaltlich m i t dem Bei-
fügen kundzumachen, daß ihre Bestimmungen
in Rechtskraft erwachsen sind.

§ 16. (1) Ober Anträge [§ 14, Abs. (2)] auf
Festsetzung, Abänderung oder Aufhebung einer
Satzung, die den Wirkungsbereich mehrerer
Einigungsämter berühren, entscheidet unter Aus-
schluß de r Einigungsämter das Obereinigungs-
amt endgültig. Die Bestimmungen des § 14,
Abs. (1), gelten sinngemäß.

(2) Lautet der Beschluß des Obereinigungsamtes
auf Festsetzung einer Satzung, so ist er vollin-
haltlich, sonst in seinem wesentlichen Inhalt,
durch Anschlag an der Amtstafel des Ober-
einigungsamtes öffentlich kundzumachen. Der
Beschluß bleibt durch 30 Tage angeschlagen. Der
Tag des Anschlages und der Abnahme ist auf
dem Beschluß zu vermerken.

R e c h t s w i r k u n g d e r S a t z u n g .

§ 17. (1) Die Bestimmungen der in Rechtskraft
erwachsenen und gehörig kundgemachten
Satzung gelten innerhalb ihres örtlichen, persön-

lichen u n d fachlichen Geltungsbereiches von d e m
in de r Satzung festgesetzten Wirksamkeitsbeginn
an a b Bestandteile jedes Dienstvertrages, der
zwischen einem Dienstgelber u n d einem Dienst-
nehmer abgeschlossen ist oder während der Gel-
tungsdauer der Satzung abgeschlossen wird .

(2) Ist in der Satzung ihr Wirksamkeitsbeginn
nicht festgesetzt, so beginnt ihre W i r k u n g von
dem Tag , an d e m die Rechtskraft des Beschlusses
auf Festsetzung d e r Satzung kundgemacht [§ 14,
Abs. (5), u n d § 15, Abs. (3)] wurde , bei Satzun-
gen des Obereinigungsamtes v o m Tage d e r
Kundmachung [§ 16, Abs. (2)] an.

(3) Die Best immungen der Satzung können
durch Arbei tsordnung oder Diens tver t rag weder
aufgehoben noch beschränkt werden. Sonderver-
einbarungen sind, sofern sie die Satzung nicht
ausschließt, n u r gültig, soweit sie für den Dienst-
nehmer günstiger sind oder Angelegenheiten be-
treffen, die in d e r Satzung nicht geregelt sind.

(4) Jeder Kollektivvertrag setzt für seinen Gel-
tungsbereich eine bestehende Satzung außer
Kraft.

Abschnitt 3.

E i n i g u n g s a m t l i c h e s V e r f a h r e n b e i
Gesamts t re i t igke i t en .

§ 18. Die Einigungsämter sind berufen, bei
den Verhandlungen über den Abschluß oder die
Abänderung von Kollektivverträgen mitzuwir-
ken, wenn ein Antrag dieser Art von einer der
beteiligten Vertragsparteien (§§ 3 und 5) oder von
einer Behörde gestellt wird.

§ 19. (1) Bei Streitigkeiten über den Abschluß,
die Abänderung oder über die Auslegung eines
Kollektivvertrages haben die Einigungsämter
über Antrag einer der am Streite beteiligten Par-
teien oder einer Behörde Einigungsverhandlun-
gen einzuleiten.

(2) Die Einigungsämter haben zwischen den
Streitteilen zu vermitteln und auf eine Verein-
barung der Streitteile zwecks Beilegung der
Streitigkeit hinzuwirken. Die Einigungsämter
können zur Beilegung der Streitigkeit einen
Schiedsspruch nur fällen, wenn die beiden Streit-
teile vorher die schriftliche Erklärung abgeben,
daß sie sich dem Schiedsspruch unterwerfen.

§ 20. Schriftliche Vereinbarungen und Schieds-
sprüche im Sinne des § 19, Abs. (2), gelten als
Kollektivverträge (§ 2).

Artikel III.

A r b e i t s o r d n u n g .

§ 21. (1) In jedem Betriebe, in dem in der
Regel mindestens 20 Dienstnehmer einschließ-
lich der Lehrlinge beschäftigt sind, ist zur Rege-
lung der Arbeitsbedingungen im Betriebe vom
Betriebsinhaber eine Arbeitsordnung zu erlassen.
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(2) Die Arbeitsordnung kann nur mit Zu-
stimmung der gesetzlichen Betriebsvertretung
(Betriebsrat, Personalvertretung u. dgl.) erlassen
und abgeändert werden, soweit sie nicht zwischen
kollektivvertragsfähigen Körperschaften (§§ 3
und 5) vereinbart ist.

I n h a l t d e r A r b e i t s o r d n u n g .

§ 22. Die Arbeitsordnung hat insbesondere zu
regeln:

a) die verschiedenien Arbeiter- und Angestell-
tenkatogorien sowie die Art der Verwen-
dung der Frauen, der jugendlichen Dienst-
nehmer und der Lehrlinge;

b) die Art und Weise, wie die jugendlichen
Dienstnehmer und die Lehrlinge den vor-
geschriebenen Schulunterricht genießen;

c) die Arbeitstage, den Beginn und das Ende
der Arbeitszeit sowie die Dauer und Lage
der Arbeitspausen;

d) den Umfang der Sonn- und Feiertagsarbeit;
e) die Zeit der Abrechnung und der Aus-

zahlung des Arbeitsentgeltes;
f) die Befugnisse und Obliegenheiten der Auf-

sichtspersonen;
g) die Behandlung dar Arbeiter und Ange-

stellten im Falle der Erkrankung oder eines
Unfalles;

h) die Lohnabzüge, soweit sie nicht gesetzlich
vorgeschrieben sind;

i) die Disziplinarmaßnahmen, die bei Über-
tretung der Arbeitsordnung getroffen
werden;

j) die Kündigungsfristen und die Fälle, in
denen das Dienstverhältnis vorzeitig aufge-
löst werden kann.

A n s c h l a g d e r A r b e i t s o r d n u n g .
§ 23. (1) Die Arbeitsordnung muß im Betrieb

an sichtbarer und für alle Dienstnehmer zu-
gänglicher Stelle angeschlagen sein.

(2) Die Arbeitsordnung ist in Betrieben, die
der Aufsicht der Arbeitsinspektion unterliegen,
spätestens acht Tage, bevor sie angeschlagen
wird, in zwei Gleichschriften dem örtlich zustän-
digen Arbeitsinspektorat vorzulegen; das gleiche
gilt im Falle einer Änderung der Arbeitsord-
nung. Das Arbeitsinspektorat hat, wenn an dem
Inhalt der Arbeitsordnung nichts zu beanstanden
ist, eine Gleichschrift mit einem Vermerk über
die Einsichtnahme dem Dienstgeber zurückzu-
stellen.

(3) Der Dienstgeber und die gesetzliche Be-
triebsvertretung haben den Tag des Anschlages
auf zwei Ausfertigungen der Arbeitsordnung
schriftlich zu bestätigen. Die eine Ausfertigung
ist für den Dienstgeber, die andere für die
gesetzliche Betriebsvertretung bestimmt. Sie
haben diese Ausfertigungen zu verwahren und
ihren Nachfolgern zu übergeben.

Wirksamkeitsbeginn der Arbeits-
ordnung.

§ 24. Enthält die Arbeitsordnung keine Be-
stimmung über ihren Wirksamkeitsbeginn, so
beginnt ihre Wirkung mit dem auf den An-
schlag folgenden Tag.

R e c h t s w i r k u n g d e r A r b e i t s -
o r d n u n g .

§ 25. (1) Die Bestimmungen der Arbeitsord-
nung sind für ihren Geltungsbereich rechtsver-
bindlich. Sie können durch Dienstvertrag weder
aufgehoben noch beschränkt werden.

(2) Die Geltung der Arbeitsordnung wird
durch den Übergang des Betriebes auf einen an-
deren Betriebsinhaber in ihrer Rechtswirkung
nicht berührt.

A u s n a h m e n .
§ 26. (1) Die Bestimmungen der §§ 21 bis 25

finden, soweit im Abs. (2) nichts anderes be-
stimmt wird, keine Anwendung auf:

a) die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft;
b) den Bergbau auf vorbehaltene Mineralien

und die auf Grund der Bergwerksver-
leihung (§ 131 des Allgemeinen Berg-
gesetzes) errichteten Anlagen;

c) die Eisenbahnen, Schiffahrtsunternehmun-
gen und den Luftverkehr;

d) die Behörden, Ämter, Anstalten und son-
stigen Verwaltungsstellen des Bundes, der
Länder (Stadt Wien), der (Bezirke und Ge-
meinden und von Gebietskörperschaften
verwalteten Anstalten, Stiftungen und
Fonds sowie die Verwaltungsstellen sonsti-
ger öffentlich-rechtlicher Körperschaften.

(2) Die Ausnahmen des Abs. (1) gelten nicht
für Regiebauten, Werkstätten und Hilfsanlagen
der Post- und Telegraphenanstalten sowie der
im Albs. (1), lit. c, bezeichneten Betriebe und
Unternehmungen.

Artikel IV.

E n t s c h e i d u n g e n d u r c h E i n i g u n g s -
ä m t e r .

§ 27. (1) Das Einigungsamt ist berufen, einen
Ausgleich anzubahnen und, wenn erforderlich,
eine Entscheidung zu fällen:

a) wenn sich zwischen dem Betriebsinhaber
und der gesetzlichen Betriebsvertretung
Streitigkeiten über die Erlassung oder Ab-
änderung der Arbeitsordnung (Dienst-
ordnung nach § 200 des Allgemeinen Berg-
gesetzes) ergeben;

b) in den Fällen, in denen den Einigungs-
ämtern durch Gesetz die Entscheidung von
Streitigkeiten übertragen wird.

(2) Auf die vom Einigungsamt gemäß Abs. (1),
lit. a, festgesetzten Arbeitsordnungen (Dienst-
ordnungen) finden die Bestimmungen der §§ 21
bis 25 und des § 200 des Allgemeinen Berg-
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gesetzes in der Fassung des § 42 dieses Bundes-
gesetzes sinngemäß Anwendung.

(3) Auf das Verfahren zur Entscheidung der
im Abs. (1) bezeichneten Streitigkeiten finden
die Vorschriften des Allgemeinen Varwaltungs-
verfahrensgesetzes, B.G. Bl. Nr. 274/1925, An-
wendung. Die Entscheidung des Einigungsamtes
ist endgültig.

Artikel V.

Abschnitt 1.

E i n i g u n g s ä m t e r .
§ 28. In jedem Bundesland (Stadt Wien) ist

mindestens ein Einigungsamt zu errichten. Die
Standorte und Sprengel der Einigungsämter
werden nach Anhörung des zuständigen Landes-
hauptmannes (Bürgermeister der Stadt Wien)
durch Verordnung bestimmt.

§ 29. (1) Das Einigungsamt besteht aus einem
Vorsitzenden und nach Erfordernis aus einem
oder mehreren Stellvertretern sowie aus der
erforderlichen Zahl von Mitgliedern und Ersatz-
männern, die aus den Gruppen der Dienstgeber
und der Dienstnehmer unter Berücksichtigung
der Berufszweige, die für das Einigungsamt von
Bedeutung sind, bestellt werden.

(2) D e r Vorsi tzende und seine Stellvertreter
worden vom Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung nach Anhörung der örtlich
zuständigen Landeskammern der gewerblichen
Wirtschaft und Kammern für Arbeiter und
Angestellte für unbestimmte Zeit u n d auf
Widerruf e rnannt . Sie haben, wenn sie nicht
schon als öffentliche Beamte zur unpar te i schen
u n d gewissenhaften Ausübung d e r Amtspflichten
verpflichtet wurden , dieses Gelöbnis vo r dem
Bundesminister für Justiz z u leisten. Der Bundes-
minister für Justiz k a n n den Landeshauptmann
(Bürgermeister der Stadt Wien) ermächtigen,
dieses Gelöbnis abzunehmen.

(3) Die Mitglieder und Ersatzmänner werden
vom Bundesministerium für soziale Verwal tung
auf G r u n d v o n Vorschlägen bestellt, d ie von den
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen
oder, wenn solche nicht bestehen, von den
sonstigen Interessenvertretungen der Dienstgeber
einerseits und de r Diens tnehmer anderseits
ers ta t te t werden. W i r d das Vorschlagsrecht nicht
binnen zwei Monaten nach Aufforderung aus-
geübt , so ist das Bundesministerium für soziale
Verwal tung bei der Bestellung an Vorschläge
nicht gebunden.

(4) Hinsichtlich der Erfordernisse der Bestel-
lung der Mitglieder und Ersatzmänner gelten die
Bestimmungen des § 11, Abs. (1), des Arbeits-
gerichtsgesetzes v o m 24. Juli 1946, B. G. Bl.
N r . 170, sinngemäß.

(5) Die Ablehnung der Übe rnahme oder die
Niederlegung des Amtes ist n u r aus wicht gen
Gründen zulässig. Die Entscheidung hierüber

trifft das Bundesministerium für soziale Ver-
wal tung.

§ 30. (1) D ie Mitglieder u n d Ersa tzmänner
werden für eine Amtsdauer von fünf Jahren
bestellt. Sie haben v o r An t r i t t ihres Amtes d e m
Vorsitzenden durch Handschlag gewissenhafte
und unparteiische Ausübung des Amtes zu gelo-
ben. Das A m t von Mitgliedern und Beisitzern, die
innerhalb d e r allgemeinen fünfjährigen Amts -
dauer bestellt werden, endet mi t de ren Ablauf
Die infolge des Ablaufes der Amtsdauer aus-
scheidenden Mitglieder und Ersatzmänner haben
ihr A m t bis z u r Wiederbesetzung auszuüben.
Wiederbestellung ist zulässig.

(2) Die Mitglieder u n d Ersa tzmänner üben
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

(3) Das (Bundesministerium für soziale Ver-
wal tung h a t e in Mitglied (Ersatzmann) seines
Amtes z u entheben, wenn ein gesetzliches H i n -
dernis [§ 29, Abs. (4)] bekannt wi rd oder wenn
es sich einer groben Verle tzung oder einer
dauernden Vernachlässigung seiner Amtspflichten
schuldig gemacht hat. E in Mitglied (Ersatzmann)
ist auch d a n n zu entheben, wenn in seiner Be-
rufstätigkeit eine solche Änderung eint r i t t , daß
es nicht m e h r geeignet erscheint, die Interessen
jener Berufsgruppe wahrzunehmen , zu deren
Ver t re tung es bestellt wurde .

V e r h a n d l u n g u n d B e s c h l u ß -
f a s s u n g .

§ 31. (1) Das Einigungsamt verhandelt und
entscheidet in Senaten, die nach dem Ermessen
des Vorsitzenden für bestimmte Gruppen von
Dienstverhältnissen oder von Verhandlungs-
gegenständen bestellt werden.

(2) D e r Vorsi tzende be t rau t , soweit e r nicht
selbst d e n Vorsi tz in den Senaten führt , mi t dem
Vorsi tze seine Stellvertreter und weist jedem
Senate je eine gleiche Anzahl von Mitgliedern
u n d Ersa tzmännern aus der G r u p p e der Dienst-
geber einerseits u n d aus der Gruppe der Dienst-
nehmer anderseits zu .

(3) Das Einigungsamt k a n n z u den Verhand-
lungen Sachverständige und Auskunftspersonen
beiziehen.

§ 32. (1) Ein Senat ist, soweit im folgenden
nichts anderes bes t immt wird, verhandlungs- und
beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden
oder dessen Stellvertreter sowohl aus der Gruppe
der Dienstgelber wie aus der G r u p p e de r Dienst-
nehmer wenigstens ein Mitglied (Ersatzmann)
anwesend ist.

(2) Z u r Verhandlung und Entscheidung über
die Festsetzung, Abänderung oder Aufhebung
einer Satzung (§ 14) ist die Anwesenheit des
Vorsi tzenden oder seines Stellvertreters u n d
wenigstens je zweier Mitglieder (Ersatzmänner)
aus der Gruppe der Dienstgeber u n d aus de r
Gruppe der Diens tnehmer erforderlich.
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(3) Sind die Mitglieder (Ersatzmänner) einer
Gruppe in der Überzahl, so haben in dieser
Gruppe die dem Alter nach jüngsten Mitglieder
(Ersatzmänner), soweit sie überzählig sind, kein
Stimmrecht. Die Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit der vom Vorsitzenden und den stimm-
berechtigten Mitgliedern abgegebenen Stimmen
gefaßt; der Vorsitzenide gibt seine Stimme als
letzter ab.

§ 33. Gegen Mitglieder (Ersatzmänner), die
sich ihren Amtspflichten entziehen, kann der
Vorsitzenide des Einigungsamtes Ordnungsstrafen
bis zu 200 S verhängen. Gegen diese Verfügung
steht innerhalb 14 Tagen nach der Zustellung
die Beschwerde an das Obereinigungsamt offen,
das endgültig entscheidet.

Abschnitt 2.
O b e r e i n i g u n g s a m t .

§ 34. (1) Beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung ist ein Obereinigungsamt zu er-
richten. Es besteht aus einem Vorsitzenden und
nach Bedarf aus einem oder mehreren Stellver-
tretern sowie aus der erforderlichen Zahl von
Mitgliedern und Ersatzmännern, die aus den
Gruppen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
bestellt werden.

(2) Für die Ernennung des Vorsitzenden und
seiner Stellvertreter gellten die Bestimmungen
des § 29, Abs. (2), mit der Maßgabe, daß vor
der Ernennung die Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft und der Arbeitenkammertag
zu hören sind; für die Bestellung und Amtsaus-
übung der Mitglieder (Ersatzmänner) gelten die
Bestimmungen der §§ 29, Abs. (3)bis (5), und 30.

§ 35. (1) Für die Bildung der Senate des Ober-
einigungsamtes gelten die Bestimmungen des
§ 31, Abs. (2), sinngemäß.

(2) Ein Senat des Obereinigungsamtes ist Ver-
handlungs- und beschlußfähig, wenn außer dem
Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter je zwei
Mitglieder (Ersatzmänner) aus der Gruppe der
Dienstgeber u n d der Dienstnehmer anwesend
sind; im übrigen finden die Bestimmungen der
§§ 31 , Abs. (3), und 32, Abs. (3), Anwendung.

§ 36. Gegen Mitglieder (Ersatzmänner), die
sich ihren Amtspflichten entziehen, kann der
Vorsitzende des Obereinigungsamtes Ordnungs-
strafen bis zu 200 S verhängen. Gegen diese Ver-
fügung steht innerhalb 14 Tagen nach der Zu-
stellung die Beschwerde an das Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung offen.

§ 37. Das Obereinigungsamt ist berufen:
a) über die Kollektivvertragsfähigkeit gemäß

§ 3, Abs. (2) und (3), zu entscheiden;
b) auf Ersuchen eines Gerichtes oder einer

Verwaltungsbehörde ein Gutachten über
die Auslegung eines Kollektivvertrages ab-
zugeben;

c) über Einsprüche gegen Beschlüsse der Eini-

gungsämter gemäß § 15, Abs. (1), zu ent-
scheiden;

d) unter Ausschluß der Einigungsämter Be-
schlüsse auf Festsetzung, Abänderung oder
Aufhebung von Satzungen zu fassen, die
den Wirkungsbereich mehrerer Einigungs-
ämter berühren; für das Verfahren gelten
die Bestimmungen des § 14, Abs. (2), u n d
des § 35, Abs. (2);

e) einen Kataster der von ihm selbst und der
von den Einigungsämtern beschlossenen
Satzungen (§ 14) zu führen;

f) über. Beschwerden gegen die Verhängung
von Ordnungsstrafen (§ 33) zu entscheiden;

g) die Aufsicht über die Einigungsämter zu
führen und insbesondere die Gleichartigkeit
ihrer Geschäftsführung zu überwachen.

Abschnitt 3.
G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n .

§ 38. (1) Die Bürogeschäfte de r Einigungsämter
und des Obereinigungsamtes sind durch deren
Vorsitzende zu leiten.

(2) Die näheren Bestimmungen über die Ge-
schäftsführung der Einigungsämter u n d des
Obereinigungsamtes sowie über die Entschädi-
gung ihrer Mitglieder (Ersatzmänner) werden
durch Verordnung erlassen.

(3) Die aus der Tätigkeit de r Einigungsämter
und des Obereinigungsamtes entstehenden Kosten
(Vergütung für die Vorsitzenden und deren
Stellvertreter sowie der sonstige Personal- u n d
Sachaufwand) werden vom Bund getragen.

§ 39. D i e bei den Einigungsämtern, hinter-
legten Kollektivverträge sowie die v o n den
Einigungsämtern und dem Obereinigungsamt
beschlossenen Satzungen können während der
Amtsstunden von jedermann eingesehen werden.

§ 40. Die den Einigungsämtern u n d dem Ober-
einigungsamt überreichten Eingaben und deren
Beilagen, die im Verfahren aufgenommenen
Niederschriften u n d deren Beilagen sowie die
Korrespondenzen und sonstigen amtlichen Aus-
fertigungen der Einigungsämter und des Ober-
einigungsamtes sind Stempel- u n d gebührenfrei.

§ 4 1 . Alle Behörden, die gesetzlichen Interes-
senvertretungen der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer sowie die Träger de r Sozialversicherung
haben die Einigungsämter u n d das Obereini-
gungsamt bei Erfüllung ihrer Aufgaben zu un-
terstützen.

Artikel VI .

S c h l u ß - u n d Ü b e r g a n g s b e s t i m -
m u n g e n .

§ 42. Dem § 200 des Allgemeinen Berggesetzes
ist folgender Abs. (3) anzufügen:

„(3) Die Bestimmungen der Dienstordnung
sind für ihren Geltungsbereich rechtsverbindlich.
Sie können durch Dienstvertrag nicht aufgehoben
oder beschränkt werden."
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§ 43. (1) Der § 88 a der Gewerbeordnung wird
aufgehoben.

(2) Soweit in geltenden Vorschriften auf die
Bestimmungen des § 88 a der Gewerbeordnung
Bezug genommen wird, sind an deren Stelle die
Bestimmungen der §§ 23 bis 25 dieses Bundes-
gesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 44. Für die Berechnung und den Lauf der
in diesem Bundesgesetz festgesetzten Fristen
gelten die Bestimmungen der §§ 32 und 33
des Allgemeinen Verwaltungsverfarhrensgesetzes,
B. G. Bl. Nr. 274/1925, sinngemäß.

§ 45. (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes noch geltenden Tarif-
ordnungen bleiben für die unter die Bestimmun-
gen des Artikels II fallenden Dienstverhältnisse
mit den bisherigen Rechtswirkungen solange
und insoweit aufrecht, als sie nicht durch Kollek-
tivverträge oder durch Vorschriften im Sinne
des § 1, Abs. (2), ersetzt werden, es sei denn,
daß sie auf Grund ihrer Bestimmungen über die
Geltungsdauer schon früher erlöschen.

(2) Die Bestimmungen in Kollektivverträgen
(§ 2) über die Festsetzung von Löhnen (Ge-
hältern) oder Lohnzulagen bedürfen zu ihrer
Rechts Wirksamkeit bis zu dem von der Bundes-
regierung im Einvernehmen mi t dem Haup t -
ausschuß des Nationalrates zu bestimmenden
Zeitpunkt de r Genehmigung der Zentrallohn-
kommission (Zentrallohnkommissions -Verord-
nung vom 28. Jänner 1946, B. G. Bl. N r . 50).
Die Zentrallohnkommission kann ihre Außen-
stellen ermächtigen, diese Genehmigung zu er-
teilen.

(3) Bis zu dem im Abs. (2) bezeichneten Zeit-
punkte dürfen die Einigungsämter den Abschluß
von Kollektivverträgen, in denen Löhne (Ge-
hälter) oder Lohnzulagen geregelt sind, n u r
kundmachen [§ 7, Abs. (4)] , wenn der Hinter -
leger des Kollektivvertrages eine schriftliche Be-
stätigung der Zentrallohnkommission oder deren
Außenstelle über die Genehmigung des lohn-
rechtlichen Teiles des Kollektivvertrages vorlegt.

§ 46. (1) Die innerhalb des Geltungsbereiches
der Bestimmungen des Artikels III i m Zei tpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes noch
geltenden Betriebsordnungen bleiben mit den
bisherigen Rechtswirkungen solange und inso-
weit aufrecht, als sie nicht durch Arbeitsordnun-
gen im Sinne dieses Bundesgesetzes oder durch
Dienstordnungen im Sinne des § 200 des Allge-
meinen Berggesetzes abgeändert oder aufgehoben
werden.

(2) Solange gesetzliche Betriebsvertretungen
nicht errichtet sind, kann die Arbeitsordnung
nur mit Zustimmung der im Betrieb bestehenden
provisorischen Betriebsvertretung erlassen oder
abgeändert werden, soweit sie nicht zwischen
kollektivvertragsfähigen Körperschaften (§§ 3
und 5) vereinbart ist.

(3) Die (Bestimmungen des Abs. (2) gelten sinn-
gemäß für Dienstordnungen nach § 200 des All-
gemeinen Berggesetzes.

§ 47. (1) Die Befugnisse u n d Aufgaben, die der
Zentrallohnkommission auf Grund der Verord-
nung v o m 28. Jänner 1946, B. G. Bl. N r . 50, hin-
sichtlich der Festsetzung, Ergänzung, Abänderung
und Aufhebung v o n Tarifordnungen, der Fest-
setzung von Richtlinien für Einzelarbeitsverträge
und der Erlassung von Betriebsordnungen zu-
stehen, werden aufgehoben, soweit sie sich nicht
auf Dienstverhältnisse von Arbeitern in der
Land- u n d Forstwirtschaft erstrecken.

(2) Im übrigen bleiben die Bestimmungen
der Zentrallohnkommissions-Verordnung vom
28. Jänner 1946, B. G. Bl. N r . 50, bis zu dem in
§ 45, Abs. (2), bezeichneten Zei tpunkt aufrecht.

A u f h e b u n g r e i c h s r e c h t l i c h e r
V o r s c h r i f t e n .

§ 48. (1) Alle mi t den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in Widerspruch stehenden reichs-
rechtlichen Vorschriften treten außer Kraft .

(2) Die gemäß Abs. (1) außer Kraft getretenen
reichsrechtlichen Vorschriften werden durch
Kundmachung des Bundesministeriums für so-
ziale Verwaltung verlautbart .

W i r k s a m k e i t s b e g i n n und Vol l -
z i e h u n g .

§ 49. (t) Dieses Bundesgesetz tritt drei Monate
nach seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien betraut. Die Ausführungs-
bestimmungen können bereits vor dem im
Abs. (1) bezeichneten Zeitpunkt erlassen werden.

Renner
Figl Maisel

77. Bundesgesetz vom 19. März 1947
über die Durchführung der Erfassung, Auf-
bringung und Ablieferung der bewirtschaf-
teten heimischen landwirtschaftlichen Er-
zeugnisse (Landwirtschaftliches Aufbrin-

gungsgesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

A b s c h n i t t I.
Allgemeines.

§ 1. (1) Am Sitze der Bundesregierung wird ein
aus Mitgliedern der Bundesregierung zusammen-
gesetztes Bundesernährungsdirektorium gebildet.
In diesem Bundesernährungsdirektorium führt
der Bundesminister für Inneres den Vorsitz.

(2) Für einen rechtswirksamen Beschluß des
Bundesernährungsdirektoriums ist Einstimmig-
keit erforderlich.

§ 2. Zur Unterstützung des Landeshaupt-
mannes, der Beziirksverwaltungsbehörden und der
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Gemeindebehörden in Angelegenheiten der Er-
fassung, Aufbringung und Ablieferung bewirt-
schafteter heiniischer landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse werden eingerichtet:

a) ein Landesaufbringungsausschuß beim
Amte der Landesregierung,

b) ein Bezirksaufbringsausschuß bei der
Bezirksverwaltungbehörde und

c) ein Gemeindeaufbringungsausschuß in jeder
Ortsgemeinde.

A b s c h n i t t II.
Zuständigkeiten.

§ 3. Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft erläßt auf Grund der bestehenden
oder noch zu erfassenden Gesetze und Verord-
nungen im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Volksernährung die grundlegenden
Weisungen hinsichtlich der Erfassung, Auf-
bringung und Ablieferung der bewirtschafteten
heimischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse.

§ 4. Der Landeshauptmann hat nach den
Weisungen des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft für die Erfüllung der gesetzlichen
Ablieferungsverpflichtungen im Lande zu sorgen.
Er ha t insbesondere die nach den geltenden Vor-
schriften sich ergebenden Ablieferungsmengen
zu ermitteln und die auf Grund dieser Vorschrif-
ten vom Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft bestimmten Ablieferungskontingente
auf die Bezirke umzulegen. E r regelt und über-
wacht das Aufkäuferwesen und die Lager-
haltung.

§ 5. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat
nach den Weisungen des Landeshauptmannes für
die Erfüllung der gesetzlichen Ablieferungsver-
pflichtungen im Bezirke zu sorgen. Sie ha t ins-
besondere Erhebungen über die Bodenbenutzung
und den Viehbestand, ferner Ernteschätzungen
vorzunehmen, die Betriebskarte (früher Hof-
karte genannt) sowie andere statistische Auf-
zeichnungen zu führen und hieraus die nach den
geltenden Vorschriften sich ergebenden Ablie-
ferungsmengen zu ermitteln sowie die vom Lan-
deshauptmanne bestimmten Ablieferungskontin-
gente auf die Gemeinden umzulegen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann den
Gemeindebehörden die V o r n h m e von Drusch-
kontrollen, Probedrüschen, Hofbegehungen, Vieh-
zählungen und sonstigen Kontrollmaßnahmen
auftragen oder diese durch ihre eigenen Organe
vornehmen lassen.

§ 6. Die Gemeindebehörde hat nach den
Weisungen der Bezirksverwaltungsbehörde für die
Erfüllung der Ablieferungsverpflichtungen inner-
halb ihres Zuständigkeitsbereiches zu sorgen. Sie
hat die der Gemeinde aufgetragenen Ablie-
ferungskontingente auf die einzelnen landwirt-
schaftlichen Erzeuger umzulegen und die Erfül-
lung dieser Vorschreibungen zu überwachen.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Gemeinde-
behörde Probedrüsche oder Druschkontrollen,
weiters in jenen Betrieben, welche mit dem ihnen
aufgetragenen Lieferkontingent im Rückstand
sind, Viehstandserhebungen, Hofbegehungen sowie
sonstige ih r notwendig erscheinende oder auf-
getragene Kontrol lmaßnahmen vorzunehmen
und das Ergebnis der zuständigen Bezirksver-
waltungsbehörde zu berichten.

§ 7. (1) Die Aufbringungsausschüsse haben die
Behörde, der sie beigegeben sind, in allen Ange-
legenheiten der Erfassung, Aufbringung und Ab-
lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu
unterstützen und zu beraten. Die Aufbringungs-
ausschüsse oder ihre durch Beschluß beauftragten
Mitglieder haben insbesondere bei der Durch-
führung der in den §§ 4 bis 6 vorgesehenen
Aufgaben mitzuwirken.

(2) Die Behörde ist in Angelegenheiten der Er-
fassung, Aufbringung und Ablieferung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse — mit Ausnahme von
Strafsachen — an den Beschluß des ihr beigege-
benen Aufbringungsausschusses gebunden.

(3) Will die Behörde anders entscheiden, hat
sie der vorgesetzten Behörde zu berichten und
deren Weisung einzuholen, wobei für letztere
Abs. (2) Anwendung findet.

A b s c h n i t t I I I .

Zusammensetzung und Organisation der Auf-
bringungsausschüsse.

§ 8. (1) Den Aufbringungsausschüssen gehören
an:

ein Vertreter der Behörde, der sie beigegeben
sind, als Vorsitzender,

zwei Vertreter der landwirtschaftlichen Er-
zeuger,

zwei Vertreter der Verbraucherkreise,

ein Vertreter der Verarbeitungs-, Bearbeitungs-
und Verteilungsbetriebe,

ferner dem Landesaufbringungsausschuß der
zuständige Landesernährungsinspektor, dem Be-
zirksaufbringungsausschuß der zuständige Bezirks-
ernährungsinspektor.

(2) Die Ver t re te r der Erzeuger werden auf
Vorschlag der Landwir tschaf tskammern, jene der
Verbraucher auf Vorschlag der Arbei terkammern
und die Ver t re te r der Bearbeitungs-, Verarbei-
tungs- u n d Verteilungsbetriebe auf Vorschlag der
K a m m e r n d e r gewerblichen Wirtschaft bestellt.

(3) Die Abberufung der Interessenten Vertreter

a) ha t zu erfolgen, wenn sie ihre Pflichten
gröblich ver le tzen, weiters wenn nachträg-
lich h e r v o r k o m m t , daß sie nicht die erfor-
derliche Ver t rauenswürdigkei t oder die
sonstigen für die Bestellung erforderlichen
Eigenschaften besitzen,
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b) kann auf Antrag der vorschlagsberechtigten
Stellen jederzeit vorgenommen werden.
Gibt die zur Abberufung berufene Be-
hörde einem solchen Antrage innerhalb
einer angemessenen Frist nicht statt, ent-
scheidet über Verlangen der vorschlags-
berechtigten Stelle die vorgesetzte Behörde
endgültig.

(4) Die näheren Bestimmungen über die Zu-
sammensetzung der Aufbringungsausschüsse
sowie die Berufung und Abberufung ihrer Mit-
glieder trifft der Landeshauptmann durch Ver-
ordnung. Durch Verordnung des Landeshaupt-
mannes kann weiters bestimmt werden, daß in
den Gerichtsbezirken Zweigstellen der Bezirks-
aufbringungsausschüsse einzurichten sind. Die
Zusammensetzung der Zweigstellen hat analog
der Zusammensetzung der Bezirksaufbringungs-
ausschüsse zu erfolgen.

§ 9. (1) Beschlüsse der Aufbringungsausschüsse
werden, soweit es sich nicht um die pflichtge-
mäße Durchführung von Weisungen übergeord-
neter Stellen handelt, mit Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefaßt, wobei der Vorsitzende
nicht mitstimmt. Bei Stimmengleichheit gilt jene
Meinung als beschlossen, der der Vorsitzende
beitritt.

(2) Z u r Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit
des Vorsi tzenden und mindestens je eines Ver-
treters der Erzeuger u n d Verbraucher erforder-
lich.

(3) Mit beratender Stimme können den Sitzun-
gen der Aufbringungsausschüsse die zuständigen
Ernährungsreferenten, die Funkt ionäre der für
den betreffenden Bereich zuständigen K a m m e r n
und de r landwirtschaftlichen Genossenschaften
sowie sonstige Sachverständige beigezogen wer-
den. D e n Sitzungen der Gemeindeaufbringungs-
ausschüsse ist der zuständige Bezirksernährungs-
inspektor mit beratender Stimme dann beizu-
ziehen, wenn die Verbrauchervertreter im Auf-
bringungsausschusse dies im Einzelfalle schrift-
lich beantragen.

§ 10. (1) Die Interessentenvertreter üben ihre
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch
auf Ersatz ihrer Barauslagen und, wenn sie durch
Ausübimg ihrer Pflichten eine empfindliche Ein-
buße in ihrem täglichen Erwerb erleiden, auf
Ersatz ihres Verdienstentganges.

(2) Das Nähere wird durch Vero rdnung des
Bundesministeriums für Land- und Forstwir t -
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen bes t immt.

§ 1 1 . Die Mitglieder der Aufbringungsaus-
schüsse sind verpflichtet, das Amtsgeheimnis zu
wahren. Sie sind durch den Vorsi tzenden anzu-
geloben.

A b s c h n i t t IV.

Sonderbestimmungen für Wien.

§ 12. (1) In Wien bestimmt der Bürgermeister,
in welchen Bezirken Bezirksaufbringungsaus-
schüsse gebildet werden.

(2) Der Bürgermeister von Wien kann be-
st immen, daß für mehrere Bezirke ein gemein-
samer Bezirksaufbringungsausschuß gebildet
wird.

(3) I n Wien bes t immt der Bürgermeister, wo
und für welches Gebiet Ortsaufbringungsaus-
schüsse zu bilden sind, die die Funkt ion der Ge-
meindeaufbringungsausschüsse auszuüben haben.

(4) Solange eine Landwirtschaftskammer für
Wien nicht besteht , werden die Ver t re ter der
landwirtschaftlichen Erzeuger für den Bezirks-
und Ortsaufbringungsausschuß v o m Bezirksvor-
steher vorgeschlagen und für den Landesaufbrin-
gungsausschuß vom Bürgermeister ohne Vor -
schlag e rnann t .

A b s c h n i t t V.

Verfahrens- und Strafbestimmungen.

§ 13. (1) Jedermann ist verpflichtet, den mit
der Erfassung, Aufbringung und Ablieferung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse befaßten Behör-
den und Aufbringungsausschüssen über Ver lan-
gen jene Auskünfte und Nachweisungen zu er-
teilen, die zur Ermi t t lung des Umfanges der
Ablieferungspflicht u n d für die Erfassung der
ablieferungspflichtigen Erzeugnisse erforderlich
sind.

(2) Die landwirtschaftlichen Erzeuger, die Be-
und Verarbeitungsbetriebe, die Aufkäufer, La-
gerhäuser und Verkehrsunternehmungen sind
verpflichtet, den Beauftragten de r mi t der Er-
fassung, Aufbringung und Ablieferung landwir t -
schaftlicher Erzeugnisse befaßten Behörden und
Aufbringungsausschüsse während de r üblichen
Dienst- oder Arbeitsstunden das Betreten ihrer
Grundstücke und den Eintr i t t in die Betriebs-,
Vorra ts - und sonstigen Räume sowie deren
Besichtigung zu gestatten u n d in die W i r t -
schafts- und Geschäftsaufzeichnungen Einsicht
nehmen zu lassen.

(3) Eine Hausdurchsuchung darf — soweit
nicht die Vorschriften de r Strafprozeßordnung
anzuwenden sind — nur von den mit polizeili-
chen Aufgaben be t rau ten Behörden oder deren
Organen vorgenommen werden, wenn begrün-
deter Verdacht vorliegt, daß ablieferungspflich-
tige landwirtschaftliche Erzeugnisse verborgen
gehalten werden.

§ 14. (1) Bei Berufungen gegen Bescheide in
Angelegenheiten der Erfassung, Aufbringung
und Ablieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse

a) ist ein Berufungsrecht nur an die nächst-
höhere Behörde zulässig und
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b) kommt den Berufungen, soweit es sich
nicht um Viehablieferungen handelt, keine
aufschiebende Wirkung zu.

(2) In Angelegenheit der Erfassung, Aufbrin-
gung und Ablieferung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse findet das Verwaltungsvollstreeckungs-
gesetz vom 21. Juli 1925, B.G.Bl . Nr . 276, für
die Gemeindebehörden, für die es nicht schon
bisher gegolten hat , mit der Maßgabe Anwen-
dung, daß über Berufungen gegen Vollstrek-
kungsverfügungen die Bezirksverwaltungsbe-
hörde endgültig entscheidet.

§ 15. (1) Die L a n d w i r t s c h a f t s k a m m e r n sind
zur Mitwirkung bei Durchführung dieses Bundes-
gesetzes verpflichtet.

(2) Die Landwirtschaftskammern sind berech-
tigt, die in diesem Bundesgesetze vorgesehenen
statistischen Aufzeichnungen für ihre Zwecke zu
benützen.

§ 16. (1) Wer einem nach diesem Bundessgesetze
mit der Erfassung, Aufbringung und Abliefe-
rung betrauten Organe den Zutri t t oder die ver-
langten Auskünfte und Nachweisungen ver-
weigert, ferner wer die ihm als Mitglied eines
der nach diesem Bundessgesetze eingerichteten
Aufbringungsausschüsse zur Kenntnis gelangten
privaten oder betrieblichen Verhältnisse oder
Geschäftsgeheimnisse unbefugt offenbart, begeht
— sofern nicht ein gerichtlich zu ahndender Tat -
bestand vorliegt — eine Verwaltungsübertre-
tung und wird von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde (im Wirkungsbereich einer Bundespolizei-
behörde durch diese) mit einer Geldstrafe bis
20.000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu drei Monates, bestraft.

(2) Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder
ist er bereits einmal wegen der gleichen Über-
tretung bestraft worden, so kann neben oder
an Stelle der Geldstrafe eine Arreststrafe bis zu
drei Monaten verhängt werden.

(3) In den Fällen des Abs. (1) sowie in sonsti-
gen Verwaltungsstrafsachen wegen Übertretung
der Erfassungs-, Aufbringungs- und Abliefe-
rungsvorschriften haben die Strafbehörden im
ordentlichen Verfahren nach den §§ 40 bis 46
des Verwaltungsstrafgesetzes vom 21 . Juli 1925,
B. G. Bl. Nr . 273, dem nach ihrem Sitze örtlich
zuständigen Bezirksaufbringungsausschusse vor
Fällung des Straferkenntnisses Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Die Berufungsbehörden
haben vor Fällung des Berufungsbescheides die
Stellungnahme des für ihren Wirkungsbereich
zuständigen Landesaufbringungsausschusses ein-
zuholen.

A b s c h n i t t VI.
Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 17. Die gemäß den §§ 1, 2 und 5 bis 9 des
Lebensmittelanforderungs-Gesetzes vom 20. März
1946, B. G. Bl. Nr . 72, den österreichischen Wirt-
schaftsverbänden und deren Unterorganen zu-
stehenden Befugnisse werden auch den Bezirks-
verwaltungsbehörden eingeräumt.

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz trit t am 30. Juni
1948 außer Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit den Bundes-
ministerien für Volksernährung, für Finanzen
und für Inneres betraut.

Renner
Figl Kraus Sagmeister Zimmermann Helmer

78. Verordnung des Bundeskanzleramtes
vom 11. März 1947, womit Bestimmungen
des Verbotsgesetzes 1947 über den öffent-
lichen Dienst an das Gehaltsüberleitungs-

gesetz angepaßt werden.

Auf Grund des II. Hauptstückes, Abschnitt I,
Z. 3, des Nationalsozialistengesetzes vom 6. Fe-
bruar 1947, B.G.Bl. Nr. 25, wird verordnet:

§ 1. Minderbelastete Personen im Sinne des
§ 17, Abs. (3), des Verbotsgesetzes 1947 können
gemäß § 19, Abs. (1), Mt. b, ee, 1. Satz, dieses
Gesetzes im öffentlichen Dienst während des
Dienststandes bis 30. April 1950 höchstens auf
Dienstposten verwendet werden, die den nach-
stehenden Dienstposten der allgemeinen Ver-
waltung des Bundes im Sinne des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes vom 12. Dezember 1946,
B.G.Bl. Nr. 22/1947, entsprechen:

a) in der Verwendungsgruppe A den Dienst-
posten der Dienstpostengruppe V,

b) in den Verwendungsgruppen B bis E den
Dienstposten der Dienstpostengruppe VI.

§ 2. Der Höchstbezug solcher Personen im
Sinne des § 19, Abs. (1), lit. b, ee, 2. Satz, des
Verbotsgesetzes 1947 ist

a) auf Dienstposten der im § 1, lit. a, be-
zeichneten Art der in der Gehaltsstufe 23
der Dienstpostengruppe VI der Verwen-
dungsgruppe A,

b) auf Dienstposten der im § 1, lit. b, be-
zeichneten Amt der in der Gehaltsstufe 21
der Dienstpostengruppe VI der Verwen-
dungsgruppe B

für einen Beamten der allgemeinen Verwaltung
im Gehaltsüberleitungsgesetz festgesetzte Gehalt.

Figl




